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Corona-Aufarbeitung lässt auf sich warten
DermonatelangeAusfall vonRegierungsrat Fredy Fässler verzögert denBericht zur St.Galler Pandemiebewältigung.

Renato Schatz

DerKantonThurgauhat ihn seit
vergangenem September, Ap-
penzell Innerrhoden seit No-
vember. SeitwenigenTagenhat
ihn auch der Kanton Appenzell
Ausserrhoden, genausowiedas
Land Vorarlberg in Österreich:
den Corona-Bericht, je nach
Verpackungdie«Evaluationder
Covidpandemie-Bewältigung»
(Thurgau) oder die «Lessons
Learned» (Vorarlberg), wobei
die Vorarlberger Regierung in
Sachen Kommunikation noch
einiges lernen muss (lessons to
learn).

Siehielt vor gutdreiWochen
eine Pressekonferenz zum Co-
ronabericht ab,weigerte sich zu-
nächst aber, diesenherauszuge-
ben – auch nicht einem Journa-
listen von «vol.at», der eigens
für den Bericht interviewt wur-
de.EinpaarTage später rühmte
sichdieVorarlbergerRegierung
in einem Communiqué für den
Start einer Initiative für mehr

Transparenz, womit man neue
Massstäbe setze. «Österreichi-
scher geht eswohl kaum»,kom-
mentierte der Journalist.

Darüber, was typisch
schweizerisch ist, liesse sichvor-
trefflich streiten. Gewiss nicht
typisch schweizerisch sind im
LandderUhrenundpünktlicher
Züge (ausgenommen der Euro-
city) Verspätungen wie im Fall
desKantonsSt.Gallen, dernach
wie vor keinen Coronabericht
vorgelegt hat.

Dabei versprach die Regie-
rung schon im Sommer 2020
eine«ganzheitlicheBetrachtung
und Analyse, die über das Ge-
sundheitswesen hinausgeht».
Später kündigte auch Gesund-
heitsdirektor Bruno Damann
(Die Mitte) eine «vertiefte
Untersuchung»an. In jenerZeit
fiel der Kanton mit überdurch-
schnittlich vielen Coronatoten
in Pflegeheimen auf, und Da-
mann mit Kritik am Bundesrat
und der umstrittenen Aussage,
die «Geschichtsschreibung»

werde zeigen, «ob Corona
schlimmer als eineGrippe ist».

Personell
anderePrioritätengesetzt
Damann war eines der Gesich-
ter der St.Galler Coronajahre.
Gleichwohl ist der Coronabe-
richt nicht im Gesundheitsde-
partement angesiedelt, das
schreibtderKantonaufAnfrage.
Stattdessen liege die Federfüh-
rung «beim Sicherheits- und
Justizdepartement mit Regie-
rungsrat Fredy Fässler als Vor-
steher». Dieser ist denn auch
der Grund dafür, dass der Be-
richt noch nicht fertig ist: Fäss-
ler (SP) stürzte im vergangenen
Herbst zu Hause und zog sich
ein schweres Schädel-Hirn-
Trauma zu. Erst Anfang Mai
konnteerdieArbeit imgewohn-
ten Rahmenwieder vollständig
aufnehmen.

«Wir haben personell die
Prioritäten anders setzen müs-
sen, als er ausfiel», sagt Hans-
Rudolf Arta, Generalsekretär

des Sicherheits- und Justiz-
departements, zuständig für
denCoronabericht, der sich«in
derSchlussphase»befinde.Arta
sagt: «Wir gehen davon aus,
dass wir ihn vor derNovember-
session imKantonsrat abschlies-
sen können.» Arta hat sich
Unterstützunggeholt voneinem
Unternehmen, das auchandere
Kantone beraten hat. Zudem
wurden Interviewsmit externen
Personen geführt. «Aber zum
konkreten Inhalt können wir
noch nichts sagen.»

Das Sicherheits- und Justiz-
departement ist deshalb für den
Bericht verantwortlich, weil es
den kantonalen Führungsstab
beherbergt.«Dort liefenalleFä-
den zusammen», sagtArta, und
machteinBeispiel:«Wennesum
finanzielleHilfe fürKulturschaf-
fendeging,warnichtnurdasGe-
sundheitsdepartementbeteiligt,
sondern vor allem auch dasDe-
partement des Innern und das
Finanz-undVolkswirtschaftsde-
partement.»DerkantonaleFüh-

rungsstabsei eineArt«Informa-
tionstopf» gewesen und damit
«Entscheidungsgrundlage für
dieDepartemente».

VergleichVorarlberg –
St.Gallen
Im inhaltlichwieumfangmässig
dünnen Vorarlberger Bericht
wird mehrfach auf den Kanton
St.Gallen eingegangen, ein Ka-
pitel heisst gar: «Vergleich Pan-
demieverlauf Vorarlberg und
KantonSt.Gallen».Wirklich er-
hellend sind die Ausführungen
aber nicht. Es bleibt im Grunde
bei der Feststellung, dass der
SchweizerNachbarverstärktauf
Eigenverantwortung gesetzt
habe.«Dies führtedazu,dassdie
wirtschaftlichen Auswirkungen
weniger drastisch waren, aber
auchzueiner regionaletwas län-
geren Dauer der Pandemie und
zu teilweisehöheren Infektions-
zahlen führten.»Wersich fürdie
St.Galler Lessons Learned inte-
ressiert, muss sich also noch bis
imNovember gedulden.

Neuchristen geben
weitere Pläne preis
Ebnat-Kappel Der «Kappler-
hof» inEbnat-Kappel stand lan-
ge leer undwitterte vor sichhin.
Nun ist klar,wie esmitdemehe-
maligen Hotel weitergeht: Die
Neuchristen haben es gekauft.
Dies teiltedie religiöseGemein-
schaft, die gemäss Fachleuten
verschiedene Merkmale einer
Sekte aufweist, vor zwei Tagen
mit. Jetzt äussert sie sich detail-
lierter zu den Plänen.

So wird nun klar, dass die
Neuchristen die Liegenschaft
gekaufthaben,umihreGemein-
schaft auszuweiten. «Unser
Hauptsitz wird neu in Ebnat-
Kappel sein.Rehetobel behalten
wir aber als Niederlassung»,
schreibt SchwesterGabrielaAb-
gottsponaufAnfrage. Sie istGe-
neralsekretärindes Schwert-Bi-
schofs Nikolaus Schneider, des
Oberhaupts derOrganisation.

DerHintergrund: Imappen-
zellischenRehetobel,wodieOr-
ganisation seit 40 Jahren ihren
Hauptsitz hat, wurde es der
Neuchristen-Vereinigung zu
eng. Das Haus platze aus allen
Nähten, schreibt Abgottspon.
Allein im vergangenen Jahr sei-
en sechs junge Priester- und
Schwesteranwärterinnen dazu-
gekommen.

ZeitpunktdesEinzugs
nochunklar
Wie viele Mitglieder die Neu-
christen-Vereinigung in der
Schweiz zählt, darüber gibt die
Organisation keine Auskunft.
Insgesamtwürde sie 1000Mit-
glieder zählen, schreibt Abgott-
spon. Die Neuchristen sind in
mehreren Ländern in Europa,
etwa auch in Deutschland, Ös-
terreich und den Niederlanden
präsent.

Ursprünglich wollte die Or-
ganisation denHauptsitz in Re-
hetobel ausbauen. Doch diese
Pläne sorgten für viel Wider-
stand in derNachbarschaft und
am Ende hat die Gemeinde die
Baubewilligung verweigert.

Wann die Neuchristen nun
inden«Kapplerhof»einziehen,
ist noch unklar. Das könneman
imAugenblicknochnicht sagen,
soAbgottspon.DieVereinigung
will die Liegenschaft zuerst
nämlichnoch renovieren. So soll
etwa das Flachdach erneuert
undderBrandschutz instandge-
setzt werden.

«VondenBehörden
herzlichempfangen»
Mit Widerstand aus der Bevöl-
kerung, wie in Rehetobel, rech-
net die Organisation laut der
Schwester «überhaupt nicht».
«Bei unseren bisherigen Kon-
takten mit den Ortsansässigen
und auch mit den Behörden
wurdenwir jeweils sehrherzlich
empfangen und beraten», sagt
sie.DerGemeindepräsident Jon
Fadri Huder war für eine Stel-
lungnahme nicht erreichbar.

Das Grundstück, welches
denNeuchristennunalsHaupt-
sitz dienen soll, ist gross.Esum-
fasst ein Areal von mehr als
10000 Quadratmeter Fläche,
wie die neuen Eigentümer
schreiben. ImGebäude befinde
sicheinVersammlungsraummit
mehrals 560Plätzen, eshabe53
Zimmer, diverse Seminar- und
Arbeitsräume.Dort sollenkünf-
tig Priester und Schwestern für
ihreMissionstätigketi ausgebil-
det werden. (law)

Kosten steigen auf zwei Milliarden
LandVorarlberg undRepublikÖsterreich legen denKostenverteiler für dasHochwasserschutzprojekt Rhesi fest.

Marcel Elsener

Es dauert noch fünf, vielleicht
auch zehn Jahre, bis am Rhein
die Bagger auffahren für das
grenzüberschreitende Jahrhun-
dert-Hochwasserprojekt Rhesi.
Und doch geht es stetig voran
mit der Planung. Zuletzt fuhren
diesen Frühling im Rheinvor-
landbeiHard,FussachundLus-
tenaugrosseMaschinenauf,um
die Erdbebensicherheit der
Dämme zu untersuchen.

Nun vermeldet die Vorarl-
berger Landesregierung einen
Meilenstein inderFinanzierung:
DasLandVorarlbergunddieRe-
publik Österreich haben eine
Vereinbarung über die Kosten-
teilunggetroffen. 75Prozentder
Errichtungskosten trägt der
Bund, 25 Prozent das LandVor-
arlberg.BundeskanzlerKarlNe-
hammer, Finanzminister Mag-
nus Brunner, Wasserminister
Norbert Totschnig und Landes-
hauptmann Markus Wallner
unterzeichneten am 19. Juli die-
se Finanzierungsvereinbarung.

Schadenpotenzial liegt
bei 13MilliardenEuro
Die Kosten für Rhesi belaufen
sich nach aktuellen Berechnun-
gen vom Mai dieses Jahres auf
gut zweiMilliardenEuro,wie es
in der Mitteilung der Vorarlber-
gerRegierungheisst. Siewerden
zu gleichen Teilen von Öster-
reichundderSchweizfinanziert.
Auch das Schadenpotenzial bei
einem dreihundertjährlichen
Hochwasserwurdemittlerweile
nachobenkorrigiert:Eswirdauf
13MilliardenEuro beziffert.

Innerhalb Österreichs sei in
den vergangenen Monaten in-
tensiv über eine Aufteilung
zwischen Land und Bund ver-
handelt worden, heisst es. Die
Investitionen in den Hochwas-
serschutz gälten der Sicherheit

der Bevölkerung, sagt der Vor-
arlberger Landeshauptmann
MarkusWallner.DasLandwer-
de seinenAnteil abdemJahrdes
Baubeginns über 25 Jahre zu
gleichen Jahrestranchen leisten.
Auch Bundeskanzler Neham-
merbekräftigtedenStellenwert
von Rhesi: «Der Hochwasser-
schutz amRhein ist von zentra-
ler Bedeutung für die Republik
Österreich.»Die Investitionvon
mehrals einerMilliardeEuro sei
vielGeld, aber«jederEuro, den
wir heute vorbeugend in den
Hochwasserschutz investieren,
ist eine Investition in mehr
Sicherheit», so Nehammer.
«Mehr Sicherheit für die Bevöl-
kerung, aberauch fürVorarlberg
alsWirtschaftsstandort.»

Indem65ProzentderHoch-
wasserdämme saniert und 25
Prozent komplett erneuert wer-
den, schütze man die 300000
Menschen beidseits des Rheins
vorextremenHochwasserereig-

nissen, erklärt Wasserminister
Norbert Totschnig. Gleichzeitig
verbesserten Massnahmen zur
Ökologisierung den Lebens-
raumdes Flusses undwerde die
Trinkwasserversorgung der Re-
gion gesichert – zwei Drittel der
Bevölkerung im unteren Rhein-
tal, also rund 200000 Men-
schen, lebenvomGrundwasser-
begleitstromdesRheins.

LetzteVerhandlungen
zumneuenStaatsvertrag
Damit Rhesi realisiert werden
kann, müssen die Schweiz und
Österreich einen gemeinsamen
Staatsvertrag – denmittlerweile
vierten – unterzeichnen. In die-
sem Staatsvertrag sind die Rah-
menbedingungenfürdieUmset-
zung und zukünftige Absiche-
rung des Hochwasserschutzes
am Alpenrhein festgelegt. Laut
der Vorarlberger Mitteilung
kommt es im kommenden Sep-
temberzueiner letztenVerhand-

lungsrunde, die den Text finali-
siert. Hernach durchläuft der
Text die staatlichen Stellen bei-
der Länder. Die sogenannte
Paraphierung – die Unterzeich-
nungdesVertragsmitden Initia-
len – ist für Anfang 2024 vorge-
sehen,derRatifizierungsprozess
sollAnfang2025abgeschlossen
sein.

Sobald der Staatsvertrag ra-
tifiziert ist, kanndasProjektein-
gereicht werden. Nach derzeiti-
gemStand solltedasMitte 2025
sein. Die Verfahren werden in
der Schweiz und Österreich ge-
trennt durchgeführt. Nach der
erfolgten Projektgenehmigung
und allfälligenRechtsmittelver-
fahrenerfolgtderBaustart – frü-
hestens 2027. Der Bau dauert
rund 20 Jahre.

St.Gallen trägt 20Prozent
desSchweizerAnteils
Auf Schweizer Seite bestätigt
MartinAnderegg, St.GallerVer-

treter in der Gemeinsamen
Rheinkommission,diesenFahr-
plan für den Staatsvertrag und
dieweiterePlanung.DassÖster-
reichmitmittlerweile 1,1Milliar-
den Franken Kosten rechne, sei
auch der eingerechneten hohen
Mehrwertsteuer (20 Prozent)
geschuldet.

DochauchdieSchweizkom-
meauf fast 1MilliardeFranken.
Dass dieGesamtkostennunauf
2 Milliarden Franken beziffert
werden – im Herbst 2022 war
noch von 1,4 Milliarden die
Rede gewesen – begründet An-
deregg mit der anhaltenden
Teuerung und zusätzlichen
Massnahmen zur Erdbebensi-
cherheit. Angesichts der langen
Planungs- und Bauzeit könne
das Projekt bis zum Abschluss
Ende der 2040er-Jahre noch
teurer werden.

FürdenKantonSt.Gallenbe-
deutetdies –Standheute –einen
Kostenanteil von200Millionen
Franken. InderSchweiz soll laut
Anderegg der Kostenverteiler
derdreibisherigenStaatsverträ-
ge beibehalten werden, also
übernähmederBund80Prozent
undderKanton20Prozent.Neu
soll die Finanzierung in einem
Bundesgesetz festgeschrieben
werden. Beschlossen werden
Staatsvertrag, Projekt und Fi-
nanzierung vom Bundesparla-
ment in Bern.

Auch wenn die Öffentlich-
keit schon länger nichts mehr
hörte vom Grossprojekt, laufen
die Vorbereitungen auf Hoch-
touren, weissMartin Anderegg.
Er ist als Vertreter St.Gallens
undderRheinkommissionauch
Mitglied der Schweizer Delega-
tion fürdenStaatsvertrag.Gelei-
tet wird die Delegation von der
stellvertretendenChefinderAb-
teilung InternationalesdesBun-
desamts fürUmweltBAFU,Mar-
tineRohn-Brossard.

Wenn der Rhein Hochwasser führt, drohen Überschwemmungen: Hoher Pegelstand bei Diepoldsau im
Juli 2021. Bild: Ralph Ribi


